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VORWORT 

Dieser Band der Schriftenreihe entstand aus einer öffentlichen Fachtagung 
des Instituts für Kirchliches Arbeitsrecht an der Ruhr-Universität Bochum. 
Diese fand am 10. April 2019 statt, gewidmet war sie dem Thema „Identität 
und Profil kirchlicher Einrichtungen im Licht europäischer Rechtspre-
chung“. Die Veranstaltung, zu der über 200 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer aus ganz Deutschland angereist waren, stellte eine bis dahin einmalige 
Kooperation zwischen dem an der Juristischen Fakultät angesiedelten Insti-
tut und den beiden theologischen Fakultäten der Ruhr-Universität dar. Er-
möglicht wurde sie zudem durch die Kooperation mit der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, dem Verband der Diözesen Deutschlands, der Dia-
konie Deutschland sowie dem Deutschen Caritasverband e.V. Auf diese 
Weise konnte, mit Hilfe der hochkarätigen Referentinnen und Referenten, 
ein wichtiger Impuls für die Debatte um die Konsequenzen der europäi-
schen Urteile in der Sache Egenberger und Chefarzt gegeben werden. 
Dankenswerter Weise hat der Lambertus-Verlag es ermöglicht, die Beiträge 
dieser Tagung in einem Band der von Gregor Thüsing und mir herausgege-
benen Schriftenreihe zusammenzufassen und so der Öffentlichkeit zugäng-
lich zu machen. Als Herausgeber habe ich mich entschieden, einen sehr gut 
zur Thematik passenden Beitrag meines Bochumer Kollegen Thomas 
Söding zusätzlich aufzunehmen, ebenso einen Beitrag, der auf einem eige-
nen Vortrag beruht, der zwei Tage vor der öffentlichen Fachtagung zu der-
selben Thematik gehalten wurde. Aufgenommen wurden zudem die Impuls-
referate, die zu Beginn der Abschlussdiskussion gegeben wurden. 
Allen Referentinnen und Referenten sei ganz herzlich für die zügige Erstel-
lung und unkomplizierte Bereitstellung ihres Manuskripts gedankt. Ein ganz 
besonderer Dank gilt aber Herrn Ludger Kämper, der an meinem Lehrstuhl 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter nicht nur die Organisation der ganzen 
Tagung, sondern auch die redaktionelle Betreuung dieses Tagungsbandes 
souverän in der Hand hielt und begleitet hat. Unterstützt wurde er dabei sehr 
zuverlässig auch von meinen studentischen Hilfskräften Frau Canan 
Schneider und Herrn Lennard Dute. 

 

Bochum, im August 2019 Prof. Dr. Jacob Joussen 
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I. BEGRÜSSUNG / EINFÜHRUNG 
 

Öffentliche Fachtagung „Identität und Profil kirchlicher 
Einrichtungen im Licht europäischer Rechtsprechung“, 
10. April 2019, Ruhr-Universität Bochum 
 

Prof. Dr. Jacob Joussen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich freue mich sehr, Sie heute hier im Veranstaltungszentrum der Ruhr-
Universität Bochum zu dieser öffentlichen Fachtagung begrüßen zu dürfen. 
Als im Sommer vergangenen Jahres (am 10.6.) unser jetziger Honorarpro-
fessor Prof. Dr. Burkhard Kämper im Anschluss an eine interne Vorab-
stimmung mit seinem Kollegen, ebenfalls neuer Honorarprofessor unserer 
Fakultät, Prof. Dr. Arno Schilberg, auf mich zukam und mich auf die Idee 
einer solchen Fachtagung ansprach, schien es mir, als hätten beide nahezu 
prophetische Gaben in sich aktiviert. Nun gut, dass dieses Thema angesichts 
der so bekannten Fälle Egenberger und Chefarzt ein spannendes sein wür-
de, das konnte man ahnen. Die Urteile des BAG waren in beiden Fällen 
noch nicht gesprochen, das des EuGH zum Chefarzt stand aus. Eine Verfas-
sungsbeschwerde war noch nicht in Sicht – insofern war schon deutlich, 
dass die europäische Rechtsprechung die Identität und das Profil kirchlicher 
Einrichtungen deutlich tangieren würde. 
Doch es war noch mehr – als wir überlegten, welchen Raum wir anmieten 
sollten, welche Raumgröße, war Herr Kämper es, der sich von Anfang an 
sicher war, wir sollten den größtmöglichen unseres Veranstaltungszentrums 
buchen. Wie Recht er hatte! Angesichts der Warteliste zum heutigen Tag 
hätten wir sogar noch erweitern können. Und so freue ich mich ganz beson-
ders, Sie alle heute hier in Bochum, an unserer Ruhr-Universität zu sehen. 
Herzlich willkommen! 
Die Idee zu der Fachtagung haben Herr Kämper, Herr Schilberg und ich 
aber nicht für uns behalten können, und so freue ich mich auch darüber, 
dass es gelungen ist, diese Kooperation zwischen dem Institut für Kirchli-
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ches Arbeitsrecht, der juristischen Fakultät und den beiden theologischen 
Fakultäten auf den Weg zu bringen. Und ich darf sagen, die Zusammenar-
beit mit den beiden Dekanen der evangelisch-theologischen und der katho-
lisch-theologischen Fakultät, den Kollegen von Bendemann und Söding, war 
von Anfang an derart beeindruckend, dass ich sehr schnell davon überzeugt 
war, dass wir hier etwas für die Diskussion ganz Besonderes auf den Weg 
bringen würden. Wenn dann auch noch VDD, EKD, der Deutsche Caritas-
verband und die Diakonie Deutschland als Kooperationspartner mit an Bord 
sind – meine Damen und Herren, eine bessere Zusammensetzung, um über 
die Identität und das Profil kirchlicher Einrichtungen im Licht europäischer 
Rechtsprechung nachzudenken, ist kaum vorstellbar. 
Und so erwartet Sie ein Tag mit drei Schwerpunkten: Ich freue mich sehr, 
dass mein Münchener Kollege Christian Walter heute hier ist und den 
rechtlichen Aufschlag macht: Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht zwi-
schen Grundgesetz, EMRK und dem Recht der Europäischen Union – ge-
nau eine Einordnung in dieser Hinsicht benötigen wir, um den Rahmen zu 
kennen, in dem sich Kirche als Arbeitgeber künftig bewegen wird. Und wir 
benötigen seine Expertise, um auf dieser Basis dann, nach der Mittagspause 
hier im Vorraum in der häufig zu stark von Juristinnen und Juristen deter-
minierten Diskussion die Erkenntnisse der Theologie zu Wort kommen zu 
lassen. Es ist insofern aus meiner Sicht ein besonderer Glücksfall, dass 
beide theologischen Fakultäten unserer Universität ihren Beitrag leisten: 
Frau Kollegin Judith Hahn von der katholisch-theologischen Fakultät wird 
den Blick über den Tellerrand geben, der uns so häufig fehlt und der Frage 
nachgehen: „Wie Kirchlichkeit gestalten? Strategien kirchlicher Profilbil-
dung in anderen Ländern“. Und unsere evangelisch-theologische Kollegin 
Rebekka Klein wird diese Gedanken fortsetzen und aus der Sicht der „öf-
fentlichen Theologie“ die „kirchliche Identität in der Arbeitswelt“ aufzei-
gen. Es ist ein besonderes Zeichen unserer ökumenischen Tradition an der 
Ruhr-Universität, dass die beiden Dekane diesen Teil kollegial moderieren 
werden. 
Und schließlich, nach der Kaffeepause, wird eine von unseren Honorarpro-
fessoren der juristischen Fakultät moderierte Diskussionsrunde mit Vertre-
tern unserer vier Kooperationspartner sowie der profilierten praktischen 
Theologin, der Kollegin Isolde Karle und Jens Schubert, der nicht nur 
Hochschullehrer in Lüneburg ist, sondern hier auch als Vertreter von ver.di 
seine Sicht der Dinge einbringen wird, stattfinden. 
Meine Damen und Herren, wir haben bewusst zu einer „öffentlichen“ Fach-
tagung eingeladen. Öffentlich – das sind Sie. Nehmen Sie teil, beteiligen Sie 
sich, wir sind alle auf der Suche nach der christlichen Identität kirchlicher 
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Einrichtungen. Und so sind alle drei Blöcke so angelegt, dass ausreichend 
Zeit zur Diskussion bleibt, gerade auch im dritten Teil ist hierfür explizit 
Raum vorgesehen.  
Eine organisatorische Vorbemerkung abschließend noch: Eine solche Ta-
gung wäre ausgeschlossen, wenn nicht Menschen vorhanden wären, die in 
einer mich begeisternden Art und Weise die Organisation in ihren Händen 
halten und auf ihren Schultern tragen. Neben der finanziellen Unterstützung 
des Dekanats der juristischen Fakultät, für die ich dem Kollegen Huster sehr 
dankbar bin, waren dies in meinem Sekretariat Frau Barbara Werner, die in 
ihrer gewohnt souveränen Art so zuverlässig alles in der Hand hielt, was mit 
Abrechnungen, Organisation und Durchführung dieser Tagung zusammen-
hing. Es war aber besonders auch mein Mitarbeiter Herr Ludger Kämper, 
unterstützt durch Frau Katharina Troska, der einfach alles immer im Blick 
hatte. Flyer, Catering, Raumplanung – was hätte ich nur ohne dieses Team 
gemacht? Nichts, vermutlich. Und das gilt schließlich für das gesamte Lehr-
stuhl- bzw. Institutsteam, das Sie hier im Einsatz sehen. An solchen Tagen 
weiß ich noch besser als sonst schon immer, warum es richtig war, Potsdam 
sein zu lassen und an der Ruhr-Universität zu bleiben, die mir dieses Institut 
für Kirchliches Arbeitsrecht ermöglicht hat. 
Ein Institut für Kirchliches Arbeitsrecht, dass sich nun, zusammen mit den 
theologischen Fakultäten, Gedanken über „Identität und Profil kirchlicher 
Einrichtungen im Licht europäischer Rechtsprechung“ macht. So etwas 
hätte es früher nicht gegeben, meine Damen und Herren – nicht geben müs-
sen. Als ich mit der Arbeit im Bereich des kirchlichen Arbeitsrechts begon-
nen habe, vor knapp fünfzehn Jahren etwa, hätte doch niemand auch im 
Traum daran gedacht, dass wir uns hierüber Gedanken machen müssten. 
Warum auch? Die Kirchen waren meist beliebte Arbeitgeber, Schwierigkei-
ten gab es sicher, aber die betrafen eher Verfahrensfragen. Zu meiner An-
fangszeit war gerade das System der Refinanzierung umgestellt worden – 
und so war, im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts, der Dritte Weg das, 
was allen Kummer machte. Hält er? Wie soll er weitergehen? Ist er verfas-
sungsgemäß? Aber das Katholische am Krankenhaus? Das Evangelische an 
der Kita? Das wusste man, was das ist.  
Oder besser gesagt: Man hinterfragte es nicht. Diese Frage spielte im Dis-
kurs schlicht keine Rolle. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Aber der 
Grund, warum es nun notwendig ist, sich darüber Rechenschaft abzulegen, 
ist sehr klar erkennbar: Europa. Die alte, lange Zeit gültige und nicht bestrit-
tene These Reinhard Richardis: „Das kirchliche Arbeitsrecht ist europa-
fest“, ist überholt. Nein, es ist es nicht. Nicht mehr. Dank der jüngsten Ent-
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scheidungen des EuGH und des BAG müssen wir konstatieren: Europa ist 
im kirchlichen Arbeitsrecht angekommen.  
Und dies auf eine für viele sehr überraschende Weise. Denn Art. 17 AEUV 
war unser aller Leitstern: „Die Union achtet den Status, den Kirchen und 
religiöse Vereinigungen oder Gemeinschaften in den Mitgliedstaaten nach 
deren Rechtsvorschriften genießen, und beeinträchtigt ihn nicht.“ Damit 
war doch alles gesagt. Die WRV und das Selbstbestimmungsrecht der Kir-
chen bleiben, was und wie sie sind. Auch in Europa, das insofern keine 
Kompetenz für derartige „Kirchenfragen“ erhalten hatte. Doch so einfach 
ist die Welt heute nicht mehr. Die Union brauchte gar keine Kompetenz in 
Kirchenfragen – wenn und weil sie eine in Diskriminierungsfragen hat. Und 
schon war der Weg geebnet für die Richter aus Luxemburg (und Straßburg), 
Recht zu sprechen, das nicht nur unmittelbar Rechtsfragen kirchlicher An-
stellungsverhältnisse betraf, sondern viel tiefer reichte: Die Richterinnen 
und Richter haben einen Weg gefunden, das Kirchliche in kirchlichen Ein-
richtungen selbst anzusprechen. Wann ist denn eine Einrichtung noch kirch-
lich, wenn die Kirche nicht nach ihren eigenen Überzeugungen verlangen 
und darüber entscheiden darf, wer bei ihr arbeitet und wer nach welchen 
Maßstäben welche Form von Loyalität beachten muss? 
Was macht denn dann noch die Identität aus? Das Profil? Europa stellt 
Hausaufgaben, die früher so einfach erledigt waren. Das Kirchliche einer 
Einrichtung ergab sich primär daraus, dass dort Christinnen und Christen 
arbeiten. Dass der bischöfliche Gesetzgeber vorgeben konnte, welche Loya-
litäten gelten. So ist es aber nun nicht mehr. Offensichtlich haben die Lu-
xemburger Richterinnen und Richter mit ihrer ausschließlich diskriminie-
rungsrechtlichen Sichtweise die ebenso wichtige Vorgabe des Art. 17 
AEUV zu stark ausgeblendet. Das wird jetzt das Bundesverfassungsgericht 
klären. Aber unabhängig davon werden die Kirchen daran arbeiten müssen, 
deutlich werden zu lassen, was ihre Einrichtungen ausmacht. 
Wenn es nicht primär die Mitarbeitenden und die Anforderungen sind, die 
an sie gestellt werden, was aber prägt Profil und Kirchlichkeit einer Einrich-
tung dann? Und was ist zu tun? Ist es theologisch richtig gedacht, nach 
einem Profil zu suchen? Und was die rechtliche Seite angeht: Ich habe es 
bereits mehrfach deutlich gemacht, dass ich der Ansicht bin, dass im evan-
gelischen Raum der bisherige Grundsatz, dass alle Mitarbeitenden evange-
lisch sein oder zumindest einer Kirche angehören müssen, mit der eine 
Kirchengemeinschaft besteht, unhaltbar ist und aufgegeben werden muss. 
Daran scheint mir kein Weg vorbei zu führen, und das ist auch gut so. Ob 
die bereits erfolgte Änderung der katholischen Grundordnung in Bezug auf 
die Loyalitätsanforderungen ausreichen wird, ist derzeit unklar.  
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Doch wäre es viel zu kurz gedacht, sich nur auf derartige Rechtsfragen zu 
konzentrieren. Es ist Zeit, dass sich die Diskussion um das Evangelische 
und das Katholische einer Einrichtung aus der juristischen Umklammerung 
löst. Dafür ist jetzt ein geeigneter Anlass da. Und daher wollen wir diesen 
Fragen heute nachgehen. Jenseits der juristischen Vorgaben zu den Anfor-
derungen an die Mitarbeit könnten es beispielsweise theologische Konzepte 
sein für Einrichtungen, die die Identität prägen. Eine Antwort könnte darin 
liegen, dass Mitarbeitenden Zeiten für Gottesdienstbesuch als Arbeitszeit 
angerechnet wird. Sie könnte in kleinen, über nur einzelne Stunden gehende 
religiöse Angebote bestehen. Oder darin, dass man im Sinne der Idee der 
Gemeinwohlökonomie besonderen Wert auf Nachhaltigkeit legt, zugunsten 
der Schöpfung, ein urchristliches Thema. In Düsseldorf hat eine Kinderta-
gesstätte der Diakonie jüngst Aufsehen erregt, weil sie einen Imam eingela-
den hat, über den muslimischen Glauben zu berichten und ihn zu erklären. 
Geht das? Verrät man damit nicht die eigene christliche Identität? Die sofort 
in den Social Media rollende Welle war sich da ganz sicher. Ein merkwür-
diger Gedanke, wenn man bereits 30 oder auch 50 Prozent muslimische 
Kinder in die Kindertagesstätte aufgenommen hat. Der Düsseldorfer Super-
intendent, Heinrich Fucks, meinte demgegenüber zu der Berechtigung, auch 
andere religiöse Inhalte in der Kindertagesstätte vorkommen zu lassen, 
völlig zu Recht: „Das ist unsere evangelische Identität“. 
 
Meine Damen und Herren – ich denke, wir haben genug vor uns. Ich wün-
sche uns eine ertragreiche Tagung. 
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II. DAS KIRCHLICHE SELBSTBESTIM-
MUNGSRECHT ZWISCHEN GRUNDGESETZ, 
EMRK UND DEM RECHT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION  
 

Prof. Dr. Christian Walter 

1. Einleitung 

Ende März 2019 hat das Evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung 
(EWDE) Verfassungsbeschwerde gegen das Urteil des Bundesarbeitsge-
richts in der Rechtssache Egenberger eingelegt.1 Der Fall betrifft die Frage 
der konfessionellen Bindung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
kirchlichen Einrichtungen. Zusammen mit der sog. Chefarzt-Entscheidung,2 
bei der über die Kündigung eines in einem katholischen Krankenhaus be-
schäftigten Chefarztes wegen dessen Wiederheirat nach einer Scheidung 
gestritten wird, liefert der Fall Egenberger den Stoff für grundsätzliche 
Auseinandersetzungen auf zwei sehr unterschiedlichen Ebenen. Zum einen 
geht es um die Ausgestaltung des kirchlichen Individualarbeitsrechts. Wel-
che besonderen Anforderungen darf ein kirchlicher Arbeitgeber legitimer-
weise wegen seines religiösen Selbstverständisses an seine Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer stellen? Angesichts der großen Zahl von Beschäftig-
ten im kirchlichen Bereich ist diese Frage von ganz erheblicher praktischer 
Bedeutung. Sie steht deshalb zu Recht im Mittelpunkt der heutigen Tagung. 
Daneben gibt es aber die zweite Ebene des anwendbaren Rechts. Das kirch-
liche Arbeitsrecht steht an einer in vielerlei Hinsicht sensiblen Schnittstelle: 
Es geht um Umfang und Grenzen des Selbstbestimmungsrechts der Religi-
onsgemeinschaften und damit um verfassungsrechtliche Garantien des 
Grundgesetzes. Es geht um Grund- und Menschenrechte der betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und um die korporative Religions-
freiheit der Kirchen und damit neben dem Verfassungsrecht auch um inter-

                                                           
1 BAG NZA 2019, 455; siehe zuvor EuGH Rs. C-414/16 (Egenberger), ECLI:EU:C.2018:257. 
2 BAG NZA 2019, 901 ff.; siehe zuvor EuGH Rs. C-68/17 (IR/JQ), ECLI:EU:C:2018:696; 
BVerfGE 137, 273; BAGE 139, 144. 
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nationale Menschenrechtsgarantien, namentlich der Europäischen Men-
schenrechtskonvention. Und schließlich geht es um eine unterschiedliche 
Behandlung aus Gründen der religiösen Zugehörigkeit, was wiederum das 
Antidiskriminierungsrecht der Europäischen Union auf den Plan ruft. Die 
Sache wird dadurch besonders heikel, dass jede dieser Rechtsschichten über 
ein eigenes Gericht verfügt: Über das Grundgesetz wacht das Bundesverfas-
sungsgericht, über die Europäische Menschenrechtskonvention der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte und über das Recht der Europäischen 
Union der Europäische Gerichtshof.  
„Diakonie braucht Rechtssicherheit“, so lautet der Titel eines Blogeintrags, 
den der Präsident der EWDE, Ulrich Lilie, aus Anlass der Erhebung der 
Verfassungsbeschwerde verfasst hat.3 Auf die Forderung nach Rechtssi-
cherheit wird man sich recht schnell einigen können, wenn man unterstellt, 
dass Rechtssicherheit auch ein Anliegen der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in kirchlichen Einrichtungen ist. Aber Rechtssicherheit ist nicht leicht zu 
erlangen in einem Bereich, in dem so unterschiedliche rechtliche Vorgaben 
aufeinander abzustimmen und gegebenenfalls in Ausgleich zu bringen sind. 
Die nachfolgenden Überlegungen versuchen die Probleme zu strukturieren 
und abzuschichten, indem zunächst die Prägung und institutionelle Eigenlo-
gik von EGMR, Bundesverfassungsgericht und EuGH als den zentralen 
gerichtlichen Akteuren analysiert wird (2.). Im nächsten Schritt wird vor 
diesem Hintergrund die neuere Rechtsprechung des EuGH einer kritischen 
Würdigung unterzogen (3.). Abschließend wird – knapp – die Frage nach 
den verfassungsrechtlichen Konsequenzen für die Beurteilung der bereits 
erhobenen Verfassungsbeschwerde in der Rechtssache Egenberger gestellt 
und ein Überschreiten des verfassungsrechtlichen Rahmens verneint (4.). 
 
2. Unterschiedliche Rollen und Eigenlogiken von 
EGMR, Bundesverfassungsgericht und EuGH 

2.1 Selbstverständnis des EGMR als Hüter einer pan-europäischen Grund-
rechtsordnung 

Der EGMR ist das gerichtliche Überwachungsorgan einer derzeit 47 Mit-
gliedstaaten umfassenden europäischen Grundrechtsordnung.4 Diese Grund-
rechtsordnung reicht vom Atlantik bis hinter den Ural. Sie umfasst Staaten 
                                                           
3 https://praesident.diakonie.de/2019/03/22/diakonie-braucht-rechtssicherheit/#more-1925.  
4 Knapp zur Entwicklung statt anderer M. Ruffert/C. Walter, Institutionalisiertes Völkerrecht, 2. 
Aufl. München 2015, Rn. 550 ff.; ausführlich C. Grabenwarter/K. Pabel, Europäische Men-
schenrechtskonvention, 6. Aufl. München-Basel-Wien 2016, 41 ff. 
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mit höchst unterschiedlichen Verfassungs- und Grundrechtstraditionen, die 
in Bezug auf das Thema „Religion“ ein laizistisches Modell wie das fran-
zösische ebenso abbilden wie die Church of England oder Staatskirchen und 
staatskirchenähnliche Strukturen in Skandinavien, Polen, Griechenland oder 
Irland.5 Der EGMR hat daraus den Schluss gezogen, dass er den Mitglied-
staaten beim Umgang mit Religionsfragen einen weiten Einschätzungsspiel-
raum belässt und diesen nur auf einen gemeinsamen Minimalstandard 
prüft.6 Mit einem solchen Ansatz hat er das französische Verbot der Ge-
sichtsverhüllung in der Öffentlichkeit ebenso für konventionskonform er-
klärt7 wie das Anbringen von Kruzifixen in Klassenzimmern in staatlichen 
italienischen Schulen.8 Außerdem hat er in drei Entscheidungen aus dem 
Jahr 2010 die Grundstrukturen des kirchlichen Individualarbeitsrechts in 
Deutschland gebilligt, aber freilich schon damals den Akzent auf die ge-
richtliche Überprüfung gelegt und damit in einem Fall einen Konventions-
verstoß bejaht.9 Dieser besondere Akzent auf der gerichtlichen Überprüf-
barkeit ist in einem spanischen Fall im Jahr 2014 nochmals bestätigt, viel-
leicht sogar noch verstärkt worden.10 Der Fall, in dem es um einen vom 
spanischen Staat beschäftigten Religionslehrer im Fach katholische Religi-
on ging, der offen gegen das Zölibatsgebot für katholische Priester eintrat 

                                                           
5 H.M. Heinig, Religiöse Pluralität und religionsrechtliche Diversität als Topoi in der Recht-
sprechung des EGMR, in: ders., Die Verfassung der Religion, 2014, 388 ff. (390 ff.); siehe 
ausführlich zu den unterschiedlichen Traditionen A. von Ungern-Sternberg, Religionsfreibeit in 
Europa, Tübingen 2008, 89 ff. und 151 ff.; siehe auch L. Friedner, Transformation of Church 
Relations – The Scandinavian Experienec, in: C. Walter/A. von Ungern-Sternberg (eds.), 
Transformation of Church and State Relations in Great Britain and Germany, Baden-Baden 
2013, 85 ff. 
6 EGMR (GK), Appl. Nr. 44774/98, Urt. v. 10.11.2005 (Leyla Sahin), Rn. 109 ff.; EGMR 
(GK), Appl. Nr. 30814/06, Urt. v. 18.3.2011 (Lautsi), Rn. 61 f. und 68 ff.; EGMR (GK), 
Appl. Nr. 2330/09, Urt. v. 9.7.2013 (Sindicatul „Păstorul cel Bun“), Rn. 138; EGMR (GK), 
Appl. Nr. 43835/11, Urt. v. 1.7.2014 (S.A.S), Rn 129: „In matters of general policy, on which 
opinions within a democratic society may reasonably differ widely, the role of the domestic 
policy-maker should be given special weight […]. This is the case, in particular, where ques-
tions concerning the relationship between State and religions are at stake […]. As regards 
Article 9 of the Convention, the State should thus, in principle, be afforded a wide margin of 
appreciation in deciding whether and to what extent a limitation of the right to manifest one’s 
religion or beliefs is “necessary”.“; vgl. dazu C. Walter/M. Vordermayer, Verfassungsidentität 
als Instrument richterlicher Selbstbeschränkung in transnationalen Integrationsprozessen. 
Vergleichende Überlegungen anhand der Rechtsprechung von EuGH und EGMR, JöR 63 
(2015), 129 ff. (158 f.). 
7 EGMR (GK), Appl. Nr. 43835/11, Urt. v. 1.7.2014 (S.A.S). 
8 EGMR (GK), Appl. Nr. 30814/06, Urt. v. 18.3.2011 (Lautsi). 
9 EGMR, Appl. Nr. 1620/03, Urt. v. 23. 9. 2010 (Schüth), Rn. 69; siehe im Übrigen EGMR, 
Appl. Nr. 425/03, Urt. v. 23. 9. 2010 (Obst), Rn. 49; EGMR, Appl. Nr. 18136/02, Urt. v. 3. 2. 
2011 (Siebenhaar), Rn. 45. 
10 EGMR (GK), Appl. Nr. 56030/07, Urt. v. 12.6.2014 (Fernández Martínez). 
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und als inzwischen verheirateter (ehemaliger) katholischer Priester auch 
persönlich betroffen war, wurde mit der äußerst knappen Mehrheit von 9:8 
Stimmen zugunsten Spaniens entschieden, obwohl unter dem Gesichtspunkt 
der Verkündigungsnähe und unter Berücksichtigung der Aufgaben in der 
schulischen Lehre wenig Zweifel an der Rechtfertigung einer Nichtverlän-
gerung des Beschäftigungsverhältnisses wegen der Art der konkreten Tätig-
keit bestehen konnten.11 In den Gründen wird dabei ausdrücklich die Not-
wendigkeit der gerichtlichen Kontrolle betont, wenn der Gerichtshof zu-
nächst das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften als Grund-
lage für Loyalitätsobliegenheiten anerkennt, dann aber fortfährt: 

„That being said [dass aus dem Selbstbestimmungsrecht 
Loyalitätsobliegenheiten abgeleitet werden können, 
C.W.], a mere allegation by a religious community that 
there is an actual or potential threat to its autonomy is not 
sufficient to render any interference with its members’ 
rights to respect for their private or family life compatible 
with Article 8 of the Convention. In addition, the religious 
community in question must also show, in the light of the 
circumstances of the individual case, that the risk al-
leged is probable and substantial and that the impugned 
interference with the right to respect for private life does 
not go beyond what is necessary to eliminate that risk 
and does not serve any other purpose unrelated to the 
exercise of the religious community’s autonomy. Neither 
should it affect the substance of the right to private and 
family life. The national courts must ensure that these 
conditions are satisfied, by conducting an in-depth ex-
amination of the circumstances of the case and a thor-
ough balancing exercise between the competing interests 
at stake.“12 

In der Gesamtschau ist die Rechtsprechung des EGMR zur korporativen 
Rechtspositionen von Religionsgemeinschaften nicht zuletzt deshalb beson-
ders bemerkenswert, weil der EGMR – anders als alle mitgliedstaatlichen 

                                                           
11 So die kritische Bewertung bei J. Martínez-Torrón, Fernández Martínez v. Spain – An 
Unclear Intersection of Rights, in: St. Smet/E. Brems (eds.), When Human Rights Clash at the 
European Court of Human Rights, Oxford 2017, 192 ff. (215 f.); vgl. zum Sachverhalt die 
knappe Zusammenfassung bei E. Hartmeyer, Zum Verhältnis von Berufsfreiheit und Religi-
onsfreiheit – Roma locuta, causa finita?, EuZA 2016, 97 ff. (98 ff.). 
12 EGMR (GK), Appl. Nr. 56030/07, Urt. v. 12.6.2014 (Fernández Martínez), Rn. 132 (Her-
vorhebung vom Verfasser). 


